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Geſetz Sammlung 


fuͤr die 


Königlichen Preuß i ſchen Staaten. 


No. 14. 


No. 877.) Geſetz wegen Anordnung der e für das San Po 10 en. 
Vom 27ſten März 1824. f 


Wir 5 Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnade Konig von 
Preußen 20.26 

e in Folge, des wegen Anordnung der Provinzialſtaͤnde in Unſerer Mo⸗ 

narchie am Sten Juni vorigen Jahres erlaffenen allgemeinen Geſetzes, für den 

ſtaͤndiſchen Verband im Großherzogthum Poſen nachſtehende beſondere Vor⸗ 


ſchriften. 
H. 1. Dieſer Verband umfaßt alle diejenigen Landestheile, welche nach 


2 der Verordnung vom Zoften April 1815. die Provinz Poſen bilden. 


§. 2. Die Staͤnde dieſes Verbandes beſtehen, und zwar 
1. Der erſte Stand. 
a) Aus dem Fuͤrſten von Thurn und Taxis, wegen des Fuͤrſtenthums Kro⸗ 
toszyn; 
b) aus dem Fuͤrſten von Su lkowski, wegen 753 Bamitien- Majorats 
Reiſen; 
0) aus der Ritterſchaft. 5 ER 
II. Der zweite Stand. 
Aus den Staͤdten. 
III. Der dritte ae 
Aus den übrigen Gutsbeſi itzern, mit, ee ae Daun 
und Erbzinsmaͤnnern. 
H. 3. Auf dem Landtage kann ſich der Furſt von Thurn und Taxis 


J. Beſtimmung 


der in dieſem Ver⸗ 


bande begriffenen 
Landestheile. 
II. Benennung 
der Provinzial⸗ 
Stände. 


III. Ernen⸗ 


durch einen dazu geeigneten Bevollmächtigten aus der Ritterſchaft vertreten laſſen. Li der Mit⸗ 


glieder des 


Der Fuͤrſt von Sulkows ki führt aber, ſobald er die Majorennität erreicht hat, Landtags. 


die ihm zugewieſene Stimme in Perſon. t 
Alle übrigen Stände erſcheinen durch Abgeordnete 7 like von ihnen durch 


Wahl beſtimmt werden, und wenn der Sürft von Sulkows ki behindert iſt, 


auf dem Landtage zu erſcheinen, ſo tritt ein von der Ritterſchaft gewaͤhlter Abge⸗ 
ordneter an ſeine Stelle. 


Jahrgang 1824. n : 9 H. 4 
(Ausgegeben zu Berlin den 3ten Auguſt 1824.) 


MR u H. 4.. Die Anzahl der Mitglieder eines jeden der im H. 2. benannten 
ahl der Mit. Stände beftimmen Wir . a 
glieder des J. Fuͤr den erften Stand: = 
Landtages. 1) Den Fuͤrſten von Thurn und Taxis auf. I 

2) Den Fuͤrſten von Sulkowski auf — * 
3) Die Ritterſchaft au. 22 
. J 24 Mitglieder. 
II. Fuͤr den zweiten Stand auf. e Niglieder 
III. Für den dritten Stand aue. er 8 Mitglieder. 


Hieraus ergiebt fich die Geſammtzahl von Acht und Vierzig Mitgliedern 
fuͤr dieſen ganzen ſtaͤndiſchen Verband. 7 en 
Die ſpeziellere Vertheilung der Abgeordneten jedes Standes, ſo wie die 
Bildung der hierzu erforderlichen Wahlbezirke, wird eine beſondere Verordnung 


feſtſetzen. et 
V. Bedingun⸗ H. 5. Bei der Waͤhlbarkeit der Abgeordneten aller Staͤnde zum Provin⸗ 
barten bt zial⸗Landtage, werden folgende Bedingungen vorausgeſetzt: BERN 
Der Ab⸗ 1) Grundbeſitz, in auf⸗ und abſteigender Linie ererbt, oder auf andere Weiſe 
11 erworben, und zehn Jahre lang nicht unterbrochen. Im Vererbungsfalle 


2) die Gemeinſchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen; 
3 die Vollendung des dreißigſten Lebensjahres; 
4) der unbeſcholtene Ruf; und 
5) daß der zu Waͤhlende nach dem Staatsvertrage vom zten Mai 1815. für 
einen Preußiſchen Unterthan zu halten ſey. Kerr 
§. 6. Von der Bedingung des zehnjaͤhrigen Beſitzes zu dispenſiren, be⸗ 
halten Wir uns Allerhoͤchſtfelbſt vor. In Anſehung der uͤbrigen Bedingungen 
findet keine Dispenſation ſtatt. e Br 
2) Der Ab⸗ $. 7. Das Recht zu dem erſten Stande für die Ritterſchaft als Abgeord⸗ 
ener neter gewählt zu werden, wird durch den Beſitz eines Rittorguts in der Provinz, 
Stände ohne Ruͤckſicht auf die adelige Geburt des Beſitzers, begründet. Wir behalten 
und zwae Uns jedoch ver, den Beſitz bedeutender Familien⸗Fideikommiß⸗Guͤter auf an⸗ 
| Ara gemeſſene Weiſe hierbei zu benorrechten. | 
"yo! F. 8. Der Beſitz eines Ritterguts in einer andern Unſerer Provinzen 
wird auf die beſtimmte Dauer von zehn Jahren ange rechner. 


F. 9. Wenn Gelſtliche, Milttair⸗ und Zioifheamte, die durch den mit 


vorſtehenden Bedingungen verknüpften Beſitz eines Ritterguts dem erſten Stande 
angehoͤren, als Abgeordnete deſſelben gewaͤhlt werden, ſo beduͤrfen ſie der 
Beurlaubung ihrer Vorgeſetzten. 8 : =: 

\ F. 10. 


wird die Zeit des Beſitzes des Erblaſſers und des Erben zuſammengerechnet; 


‘ 
— — —•—ä— 8 
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F. 19. Als, Abgeordnete des zweiten Standes können nur ſtädtiſche w des zweiten 
Grundbeſitzer gewählt werden, welche entweder zeitige Magiſtrats⸗Perſonen find, Standes. 


zuſammen, einen nach der Berſchiedenheit der Städte abzumeſſenden Werth haben, 
F. EI. Bei dem dritten Stande wind zu der Eigenſchaft eines Landtags⸗ des dritten 
Abgeordneten der Beſitz eines als Hauptgewerbe ſelbſt bewirthſchafteten Landguts Standes 


geſeſſenen Buͤrgern ausgeubt. 

8 Bei dem dritten Stande wird daſſelbe durch den Beſitz eines Landguts 
von einer gewiſſen, durch die Verordnung (H. 4.) zus beſtimmenden Größe be⸗ 
H. 13. Das Wahlrecht und die Wählbarkeit ruhen, wenn, über das 
Vermoͤgen deſſen, dem dieſe Befugniſſe zuſtehen, der Konkurs eröffnet iſt, im 
gleichen waͤhrend eines nicht einer moraliſchen Perſon zuftändigen geſellſchaft⸗ 
lichen Beſitzes, 5 ; : 

Bei dem erſten Stande hören Waͤhlbarkeit und Wahlrecht auf, wenn 5 

durch Zerſtuͤckelung die Eigenſchaft eines Rittergutes vernichtet wird. 2 


$. 14. In mehrern Wahlbezirken Angeſeſſene können in jedem derſel⸗ 
ben, in welchem fie anſäſſig find, wählen und gewählt werden. In letzterm 
Falle bleibt es dem Gewaͤhlten uͤherlaſſen, fuͤr welchen Bezirk er eintreten will. 
§. 15. Ein Abgeordneter kann auch Mitglied des Landtages einer an⸗ 
deren Provinz ſeyn, wenn die Zeit der Berſammlung es zuläßt. ge 
H. 16. Wer durch Wahl beſtimmt iſt, als Abgeordneter auf dem Land⸗ dez e be 
tage zu erſcheinen, kann keinen andern fur ſieh bevollmüchtigen. on 
es 8 . ar ar reg 2% Ft tenen Abgeord, 
$. 17. Auch das Wahlrecht muß in Perſon ausgeuͤbt werden. 0 bolt he 
FR N Wählern; 
H. 18. Die Wahlen der Abgeordneten zum Landtage werden von dem ’c) bei Volks 
vollzogen. 0 1 el „ 
H. 10. Jede einzelne derjenigen Städte, welche durch die befondere Ver. . 1 9 5 — 
ordnung (F. 4.) Virilſtimmen erhalten, wählt ihre Abgeordneten zum Landtage ten Stande; 
| 8 5 Y 2 N in 


erſten Stande nach den, durch die Verordnung (F. 4 Au bet menden Bezirken Wa 


in ſich; alle uͤbrigen Staͤdie ohne Unterſchied, ob fie Immediat⸗ oder Mediat⸗ 
Staͤdte ſind, waͤhlen in ſich Waͤhler. Dieſe treten kollektiv in Wahlverſamm⸗ 
lungen nach Bezirken zuſammen, und wählen die Landtags⸗Abgeordneten. 
Die bemerkte Verordnung wird ſowohl die Zahl der Mähler nach dem | 
Umfange der Städte, als die Größe des Grundbeſitzes, welches bei einem IE | 
chen Wähler erforderlich ift, beftimmen, 
3) vom drit⸗ §. 20. Bei dem dritten Stande wird jeder landraͤthliche Kreis in Be⸗ 
ten Stande; zirke getheilt, in welchen die zur Wahl berechtigten Grundbeſitzer ($. 12.) den 
5 Bezirkswaͤhler waͤhlen. Dieſe Waͤhler treten dann zuſammen und waͤhlen den 
Landtags⸗ Abgeordneten. 
$. 21. Die Zuſammenlegung der Bezirke, ſowohl für die kollektiv waͤh⸗ 
lenden Staͤdte, als fuͤr den dritten Stand, wird die beſondere Verordnung ($. 4.) 


feſtſetzen. 
4) in Anſe⸗ $. 22. Die Wahlen der Abgeordneten zum Landtage geſchehen auf Sechs 
ee Jahre, dergeſtalt, daß alle drei Jahre die Hälfte der Abgeordneten eines jeden 


Standes ausſcheidet, und alle drei Jahre zu neuen Wahlen geſchritten wird. 


1 
| 
$. 23. Die für das erſtemal Ausſcheidenden werden nach drei Jahren | 
durch das Loos beſtimmt. Alle Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar. 
H. 24. Fuͤr jeden Abgeordneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter ge⸗ 
waͤhlt. g b a 
§. 25. Wenn bei den Wahlen zu Wählern, Bezirkswaͤhlern, und Land⸗ 
tags Abgeordneten gleiche Stimmen entſtehen, fo giebt die Stimme des Aelteſten 
der Waͤhlenden den Ausſchlag. 


5 Alle Wahlen ſtehen unter der Aufſicht des Landraths, in deſſen | 
Kreiſe fie vorgenommen werden. Die Wahlen der Bezirkswaͤhler und der Land⸗ 
tagsabgeordneten leitet er unmittelbar, oder durch einen von ihm zu ernen⸗ 
nenden Stellvertreter; die Wahlen in den einzelnen Städten aber werden zundchft 
von der Ortsbehoͤrde geleitet. 


$. 27. Die geſchehene Wahl der Bezirkswaͤhler und ee 
ten iſt dem Landtagskommiſſarius mit Einſendung der Wahlprotokolle anzuzeigen. 
Er hat zu pruͤfen, ob ſolche in der Form, und nach den Eigenſchaften der Ab⸗ 
geordneten der Vorſchrift gemaͤß geſchehen ſind. 

Nur wenn derſelbe in dieſer Beziehung Maͤngel findet, iſt er berechtigt, | 
eine andere Wahl zu verlangen. : | 
| 
| 


5) Ernennung F. 28. Den Borfigenden auf dem Landtage, welchem Wir den Charakter 
Se eines Landtagsmarſchall beilegen, ſo wie deſſen Stellvertreter, wollen Wir 
und deſſen fuͤr die Dauer eines jeden Aanktage aus den Mitgliedern des erſten Standes 


Stellbertre⸗ Selbſt ernennen. ie 
ter, H. 29 


$. 29. Für die eftere ſechs Jahre werden Wir die Stände zum Pro⸗ vnl. Beru⸗ 
vinzial⸗Landtage alle zwei Jahre berufen, nach Ablauf dieſes delta aber on Dauer 
ferner hieruͤber beſtimmen. 01 1 
$. 30. Die Dauer des Landtags wißt jedesmal nach den Umſtaͤnden von tags. 
Uns feſtgeſetzt werden. 
F. 31. Die Ladung der Mitglieder zu dem fir die Eroͤffnung des Land⸗ 
tags beſtimmten Tage geſchieht zu gehoͤriger Zeit durch Unſern Kommiſſarius. 
$. 32. Die Abgeordneten muͤſſen ſich ſpaͤteſtens an dem Tage vor der 
Eröffnung des Landtags einfinden, und ſich ſowohl bei dem Kommiſſarius, als 
dem Landtagsmarſchall, melden. 
H. 33. Der Provinzial-Landtag wird nach gehaltenem Gottesdienste von A. Eröffnung 
Unſerm Kommiſſarius eroͤffnet. . 
H. 34. Derſelbe iſt die Mittelsperſon aller Verhandlungen; an ihn allein Kommiſſarius 
haben ſich daher die Stände wegen jeder Auskunft, oder wegen der Materia⸗ A 
lien, deren ſie fuͤr ihre Geſchaͤfte beduͤrfen, zu wenden. Er theilt den Staͤn⸗ ee: 
den in Gemaͤßheit Unſerer Inſtruktion die Propofitionen mit, und empfängt die des letztern. 
von ihnen abzugebenden Erklaͤrungen und Gutachten, ſo wie ihre ſonſtigen Vor⸗ 
ſtellungen, Bitten und Beſchwerden. 
§. 35. Den Berathungen wohnt er nicht bei, er kann aber den Eintritt 
zu mündlichen Eroͤffnungen verlangen, oder eine Deputation zu ſich eutbieten, 
fo wie die Stände Deputationen an ihn abſenden koͤnnen. 
i $. 36. Er ſchließt den Landtag, reicht Uns die Verhandlungen deſſelben 
ein, und publizirt den hierauf zu ertheilenden Landtagsabſchied den Ständen. 
$. 37. Bei Eroͤffnung des Landtags ſowohl, als zur Faſſung gültiger B. Geſchafts⸗ 
Beſchluͤſſe, muͤſſen wenigſtens drei Viertheile der Geſammtheit der Abgeordne- gang. 
ten auf demſelben gegenwaͤrtig ſeyn. 


$. 38. In der Verſammlung nehmen die Mitglieder ws drei Staͤnde 
ihren Sitz nach der H. 2. beſtimmten Reihefolge. 


H. 39. Sobald die Propoſitionen mitgetheilt ſind, ernennt der Landtags⸗ 
Marſchall in der Plenarverſammlung, mit Beobachtung des Stimmenverhaͤlt⸗ 
niſſes, nach Verſchiedenheit der Gegenſtaͤnde, beſondere Ausſchuͤſſe, welche die 
an den Landtag gelangenden Angelegenheiten zur Berathung und Beſchlußnahme 
gehörig vorzubereiten haben. Das Direktorium dieſer Ausſchuͤſſe führt dasjenige 

Mitglied aus dem erſten Stande, welches der Landtagsmarſchall dazu beſtimmt. 

$. 40. Den Geſchaͤftsgang auf dem Landtage leitet überhaupt der Land⸗ 
tagsmarſchall. Von ſeiner Anordnung haͤngt auch zunaͤchſt alles ab, was auf 
Ruhe und Ordnung in den Verſammlungen Beziehung hat. Beſonders hat er 
darauf zu ſehen, daß die Berathungen und Arbeiten der Staͤnde moͤglichſt be= 
ſchleunigt werden. a 

S. 4. 


„ — 


== Gl, Ohne gültige Urſachen und Vorwiſſen des Landtagsmarſchalls 
darf kein Mitglied aus der Verſammlung wegbleiben; Verhinderung der fernern 
Theilnahme an dem Landtage durch Krankheit oder andere dringende Urſachen, 


fordert die Anzeige des Landtagsmarſchalls bei dem Landtagskommiſſgrius, wel⸗ 


cher alsdann ſofort den Stellvertreter einberuft. f 

H. 42. Wenn ein Mitglied uͤber einen beſondern Gegenſtand einen An⸗ 
trag an die Verſammlung richten will, ſo hat daſſelbe ſolches vor der Verſamm⸗ 
lung ſchriftlich mit Bemerkung des Gegenſtandes dem Landtagsmarſchall anzu⸗ 
zeigen. Letzterer ruft dann den Abgeordneten zur Haltung des Vortrags auf, 
Der Inhalt deſſelben muß ſchriftlich zum Protokoll gegeben werden. 

H. 43. Die Abfaffung der ſtaͤndiſchen Schriften tragt: der Landtagsmar⸗ 
ſchall den hierzu geeigneten Mitgliedern des Landtages auf. Jede ſolche Schrift 


wird in der Verſammlung verleſen, und, nach der Vereinigung uͤber die Faſſung, 


die Reinſchrift von dem Landtags marſchall und den Staͤnden vollzogen. 

§. 44. Alle Schriften, welche nicht einen Antrag an den Kommiſſarius 
enthalten, ſind an Uns zu richten, und demſelben durch eine ſtaͤndiſche Depu⸗ 
tation zußuͤbergeben. 

$. 45. Die Mitglieder aller Staͤnde des Großherzogthums Poſen bilden 
eine ungetheilte Einheit, ſie verhandeln die Gegenſtaͤnde gemeinſchaftlich. 


Zu einem gültigen Beſchluſſe über ſolche Gegenstande, welche von Uns 


zur Berathung an ſie gewieſen, oder ihrem Beſchluſſe mit Vorbehalt Unſerer 
Sanktion uͤberlaſſen, oder ſonſt zu Unferer Kenntniß zu bringen ſind, wird eine 


Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen erfordert; iſt dieſe bei einer Sache, woruͤber 


von den Standen das Gutachten erfordert worden, nicht vorhanden, ſo wird ſol⸗ 
ches mit Angabe der Verſchiedenheit der Meinungen ausdrücklich bemerkt, 


Alle andere ſtaͤndiſche e koͤnnen durch die einfache Mehrheit ihre 
Beſtimmung erhalten. 


H. 46. Bei Gegenſtaͤnden, bei denen das Sufereffen der Stände gegen 
einander geſchieden iſt, findet Sonderung in Theile ſtatt, ſobald zwei Drittheile, 
der Stimmen eines Standes, welcher ſich durch einen Beſchluß der Mehrheit ver⸗ 
letzt glaubt, darauf dringen: 

In einem ſolchen Falle verhandelt die Verſammlung nicht mehr in Ge⸗ 
ſammtheit, ſondern nach den H. 2. beſtimmten Ständen. 


Die auf dieſe Weiſe hervorgehende Verſchiedenheit der Gutachten Be ein⸗ 
zelnen Staͤnde wird dann zu Unferer Entſcheidung vorgelegt. 


i 8. 47. Bitten und Beſchwerden der Staͤnde koͤnnen nur aus dem beſon⸗ 
deren Intereſſe der Provinzen und der mit ihnen verbundenen einzelnen Theile 
hervorgehen. Individuelle Bitten und Beſchwerden hat der Landtag gleich an 

die 
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die betreffenden Behoͤrden, oder an Uns unmittelbar zu verweiſen; wenn aber 
Mitglieder des Landtags von Bedruͤckungen einzelner Individuen beſtimmte Ueber⸗ 
zeugung erhalten, ſo konnen ſie bei dem Landtage, mit gehoͤrig konſtatirter An⸗ 
zeige, darauf antragen, daß derfelbe ſich Für die Abſtellung bei Uns verwende. 

H. 48. Alle bei dem Landtage eingehenden, ſo wie von demſelben aus⸗ 
gehenden Antraͤge muͤſſen ſchriftlich eingegeben werden. Sind die letztern einmal 


zuruͤckgewieſen, ſo duͤrfen ſie nur alsdann, wenn wirklich neue Veranlaſſungen 


oder neue Grunde eintreten, und immer nur erſt bei kuͤnftiger Berufung des 
Landtags, erneuert werden. TR | re 
H. 49. Die Staͤnde ſtehen als berathende Verſammlung eben ſo wenig, c der 


7. 5 . 2 5 ae der Provinzigl⸗ 
mit den Staͤnden anderer Provinzen, als mit den Kommunen und Kreisſtaͤnden Stände: 


ihrer Provinz in Verbindung; es finden daher keine Mittheilungen unter ihnen munen und rer, 
ſtatt. i 5 i = fanden; 

F. 50. Die einzelnen Staͤnde koͤnnen ihren Abgeordneten keine bindende by zu den Ab⸗ 
Inſtruktionen ertheilen, es ſteht ihnen aber frei, ſie zu beauftragen, Bitten und geordneten. 
Beſchwerden anzubringen. 25 f 2 3 

F. 51. Sobald der Kommiſſarius den Landtag geſchloſſen hat, iſt das D. Schließung 
ſtaͤndiſche Amt des Landtagsmarſchalls beendigt, die landſtaͤndiſchen Berathungen 
hoͤren auf und die Staͤnde gehen auseinander; auch bleibt kein fortbeſtehender 
Ausſchuß zuruͤck. Fuͤr ſolche Gegenſtaͤnde der laufenden ſtaͤndiſchen Verwaltung 
aber, welche Wir den Ständen Fünftig übertragen werden, koͤnnen ſie die geeig⸗ 
neten Perſonen waͤhlen und beſtellen, in ſofern die Geſchaͤfte ſolches fordern. 

§. 52. Das Reſultat der Landtagsverhandlungen wird durch den Druck 
bekannt gemacht. . g 

$. 53. Zum Verſammlungsorte des Landtags beſtimmen Wir die Stadt u. Verſamm⸗ 
Poſen. en lungsort. 

§. 54. Die Landtagsabgeordneten follen angemeſſene Reiſekoſten und E. Reiſekoſten 
Tagegelder erhalten. a | er W 

Das Weitere hieruͤber, ſo wie wegen der allgemeinen durch den Landtag 
veranlaßten Koſten, wird die beſondere Verordnung (F. 4.) feſtſetzen. 

$. 55. Die in den einzelnen Theilen dieſes ſtaͤndiſchen Verbandes be⸗ 1X. Kommu⸗ 
ſtehenden Kommunalverhaͤltniſſe gehen auf die Geſammtheit deſſelben nicht uͤber, nal⸗Landtage. 
wenn ſolches nicht durch gemeinſchaftliche Uebereinkunft beſchloſſen wird. 


Bis dahin dauern daher die vorhandenen Kommunalverfaſſungen in ihrer 
obſervanzmaͤßigen Einrichtung fort, und Wir geſtatten, daß fuͤr dieſe Angelegen⸗ 
heiten, auf vorgaͤngige Anzeige bei Unſerm Landtagskommiſſarius und deſſen Be⸗ 
willigung, auch fernere Verſammlungen, jedoch mit verhaͤltnißmaͤßiger Zuziehung 
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des Landtags. 


von Abgeordneten aller Stände, welchen das gegenwaͤrtige Geſetz die Landſtand⸗ 
ſchaft beilegt, gehalten werden. 


Die Befchlüffe über Veranderungen in den Kommunaleinrichtungen und 
neue Kommunalauflagen bedürfen Unſerer Sanktion. 


Zur Feſtſetzung der deshalb nöthigen nähern Beſtimmungen und Ordnun⸗ 
gen, erwarten Wir die Vorſchlaͤge des naͤchſten Landtags. 


X. Kreisftän- H. 56. Was die kreisſtaͤndiſchen Verſammlungen betrifft, ſo erwarten 
8 Wir ebenfalls von dem erſten Landtage die Vorſchlaͤge, wie ſolche unter Zutritt 
5 aller Staͤnde dieſes Verbandes einzurichten ſeyn werden. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und Beidruͤckung 
Unſeres großen Koͤniglichen Inſiegels. 


Gegeben Berlin, den 27ſten März 18 24. 
| (L. S.) Friedrich Wilhelm. 


von Schuckmann. 


